
Far das Nachschlagewerk! 
Fur die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein

Gesetz ZPO § 518, ArbGG § 77

Leitsätze. Fine Berufungsschrift muß die Parteirollen, in. der 
Berufungsinstanz erkennen lassen und die Anschrift 
des Berufungsbeklagten bzw. seines ProzeßbeToll- 
nächtigten angeben. Fehlt es daran, so ist die Be­
rufung unzulässig. Der Mangel wird jedoch geheilt, 
wenn das Berufungsgericht die notwendigen Angaben 
bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist aus anderen 
Unterlagen entnehmen kann. Die im Beschluß des 
Bundesarbeitsgerichts AP Nr. 20 zu § 518 ZPO - auch 
zum Abdruck in der Amtl. Sammlung des Gerichts be­
stimmt - hiergegen geäußerten Bedenken sind nicht 
begründet.

Aktenzeichen 5 AZB 27/75 
Beschluß des BAG vom 23® Juli 1975 LAG Hamm
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5 AZB 27/75 
2 Sa 622/75 Hamm

Vermerk
Gründe zu Ziff.2 
berichtigt durch Beschluß 
vom 28. August 1975 
kassel,den 29.8.1975 
gez. Kühnei, Amtsrat

B e s c h l u ß
In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgenchts am 23. Juli 1975 
beschlossen

Auf die Bevisionsbeschwerde des Beklagten 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Hamm vom 18. Juni 1975 - 2 Sa 622/75 - auf­
gehoben.

G r ü n d e

1. Der Klager nimmt die Beklagte im vorliegenden Verfahren 
auf Zahlung eines 13. Monatsgehalts in Hohe von 2.200,—  EM 
in Anspruch. Das Arbeitsgericht hat der Klage durch Urteil 
vom 15. April 1975 voll entsprochen. Gegen dieses ihm am 
31. Mai 1975 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 6. Juni 1975 
Berufung eingelegt. In der Berufungsschrift lautet die Parteien­
bezeichnung wie folgt: "In Sachen Hamann ./. Internat E-H-wpe-r- 
feld legen wir

Die vom Landesarbeitsgericht erforderten Akten gingen 
am 13. Juni 1975» also noch vor Ablauf der Berufungsfrist beim 
Landesarbeitsgericht ein.
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Das Landesarbeitsgericht hat mit Beschluß vom 18. Juni 1975 
die Berufung als unzulässig verworfen, weil die Berufungsschrift 
nicht die Parteirollen und die ladungsfahigen .Anschriften der 
Parteien bzw. ihrer Prozeßbevollmachtigten enthalte. Das Lan- 
desarbeitsgenoht hat nicht verkannt, daß noch vor Ablauf die 
Parteirollen und die fehlende Anschrift der Parteien, insbeson­
dere der des Klagers, bekannt geworden sind. Nach seiner Ansicht 
hat dies jedoch nicht zur Heilung der Hangei geführt. Es sei er­
forderlich, daß bereits die Eechtsmittelschrift die Person des 
Rechtsmittelbeklagten erkennen lasse. Hur dann werde der Rechts­
mittelbeklagte nicht benachteiligt und ihm eine ausreichende 
Überlegungsfrist für die etwaige Einlegung oder Begründung eines 
Anschlußrechtsmittels erhalten. Diese Prist hänge nicht von der 
Rechtsmittelfrist, sondern von der Rechtsmitteibegründungsfrist 
ab» die letztere laufe aber vom Zeitpunkt der Einlegung des 
Rechtsmittels an. Die Überlegungsfnst des möglichen Anschluß­
rechtsmittelklägers würde demnach verkürzt, wenn die in der 
Eechtsmittelschrift fehlende Anschrift seiner Person noch inner­
halb der Rechtsmittelfnst aus sonstigen Umstanden, insbesondere 
den eingegangenen Prozeßakten, entnommen werden könnte.

Mit der zugelassenen Revisionsbeschwerde begehrt der Be­
klagte die Aufhebung des vorstehenden Beschlusses.
2. Die nach § 77 ArbGG, § 519 b Abs. 2 ZPO zulässige und ge­
hörig eingelegte Beschwerde ist begründet.

Die Berufungsschrift leidet allerdings an Mangeln, die 
nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts und des 
Bundesgerichtshofs der Zulässigkeit des Rechtsmittels im Wege 
stehen. Sie läßt jedenfalls die Parteirollen m  der Berufungs­
instanz nicht erkennen und enthalt nicht die Anschrift des 
Klägers und Berufungsbeklagten. Im einzelnen kann hierzu auf 
die im angefochtenen Urteil zitierte Rechtsprechung verwiesen 
werden, ferner auf die Entscheidung BAG 21, 193 ■ AP Hr. 2 zu 
§ 553 ZPO.

Ebenso ist nach ständiger Rechtsprechung des Bundesar­
beitsgerichts und des Bundesgerichtshofs eine Heilung des Man­
gels der Rechtsmittelschrift dann anzunehmen, falls das Rechts- 
mittelgencht die notwendigen Angaben bis zum Ablauf der Rechts-
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mittelfrist aus anderen. Angaben entnehmen kann» auch hierzu 
kann auf die vom Landesarbeitsgencht zitierten Ent sehe idung en 
des Bundesarbeitsgerichts sowie ferner die Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs in VersB 1971» 1145 verwiesen werden. Der 
erkennende Senat hat diese Bechtsprechung erst kürzlich m  
dem Beschluß vom 27« Mai 1975 - 5 AZB 17/75 - [demnächst!
AP Er. 29 zu § 518 ZPO - bestätigt.

Bedenken hiergegen hat allerdings der Erste Senat des 
Bundesarbeitsgerichts im Beschluß AP Er. 20 zu § 518 ZPO - auch 
zum Abdruck in der Amtl. Sammlung des Gerichts bestimmt - ge­
äußert, auf den sich das Landesarbeitsgencht hier berufen hat. 
Each der dort gegebenen Begründung, der sich das landesarbeits- 
gericht voll angeschlossen hat, ist anzunehmen, daß der Erste 
Senat die Heilung von Mangeln der Eechtsmittelschrift dann 
nicht zulassen will, wenn diese die alsbaldige Zustellung an 
den Bechtsmittelbeklagten verhindern. Dem kann sich der erken­
nende Senat nicht anschließen.

Der Standpunkt des landesarbeitsgerichts berücksichtigt 
nicht hinreichend die Eechtslage in der Berufungsinstanz. Der 
Bechtsmittelbeklagte kann hier auch nach Ablauf von Berufungs­
und Berufungsbegründungsfrist zeitlich unbeschränkt Anschluß­
berufung einlegen (§ 521 Abs. 1 ZPO in Verb, mit § 64 Abs. 2 
ArbGCr). Eine Beschränkung besteht nur hinsichtlich der Be­
gründung der Anschlußberufung» sie muß, sofern Anschlußberu- 
fung erst nach Ablauf der Berufungsbegrundungsfnst eingelegt 
wurde, zugleich in der Anschlußschrift enthalten sein. Der 
Berufungsbeklagte hat also genügend Zeit, zu überlegen, ob er 
Anschlußberufung einlegen will. Die Überlegungsfrist wird dann, 
wenn man die Heilung von Mangeln der Berufungsschrift bis zum 
Ablauf der Berufungsfrist zulaßt, zeitlich praktisch nicht 
eingeengt. Das gilt ebenso für die Begründung der Anschluß­
berufung. Der Bechtsmittelbeklagte hat hierfür genügend Über­
legungsfrist, da er grundsätzlich bis zum Schluß der mündlichen 
Verhandlung Anschlußberufung einlegen kann. Im übrigen konnte 
selbst eine verspätete Anschlußberufungsbegrundung als eine 
neue Anschlußberufung angesehen werden (vgl. Dietz-Eikisch, 
ArbGG, § 66 EdEr. 45-45).
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Inwieweit die Erwägungen des lende sarbeitegenchts für 
die Revieionsinstanz berechtigt sind, kann hier offen bleiben. 
Cie Voraussetzungen der Anschließung in der Revisionsiastaaz 
sind jedenfalls durch Art. 1 Er. 8 des am 15. September 1975 
in Kraft tretenden Gesetzes zur Änderung des Hechts der Sevi- 
sion in Zivilsachen von 8. Juli 1975 (BGBl. I, 1865) derart 
geändert worden, daS die vom Ersten Senat im Beschluß AP Br. 20 
zu i 518 ZK) geäußerten Bedenken künftig Wegfällen. Book 4 »  
dort neu gefaßten § 556 Abs. 1 ZPO, der in der neuen Passung 
auch für das arbeitsgeriehtliehe Verfahren gilt, kann der 
Be visionsbeklagte sich der Hevision bis zum Ablauf eines Ho­
nst s nach der Zustellung der Hevisionsbegrimdung anschließend 
bisher ist die Ansehließung nur bis zun Ablauf der Begrttm&ongs- 
frist der levision zulässig. Cie neue Rechtslage verhindert 
mögliche Baehteile für den Bevisiemsbeklagten in dem hier zur 
Rede stehenden Pall, daß die Heilung von Mängeln der Bevi- 
sionsschrift zugelassen wird. Boa Revisionsbeklagten läßt die 
neue Monatsfrist stets genügend Zeit, zu prüfen, ob er An- 
sehlußrevision einlegen und wie er sie begrüben will.
3. Cer erkennende Senat weicht zwar mit der in Br. 2 gege­
benen Begründung von der Entscheidung des Ersten Senats in 
AP Br. 20 zu § 518 ZPO ab, braucht bei diesem Senat jedoch 
nicht anzufragen, ob dieser an seinem Standpunkt festhalte.
Denn die Erwägungen des Ersten Senats waren für die von ihm 
getroffene Eltscheidung nicht tragend.

Demgemäß war der angefochtene Beschluß aufzuheben.

gez. Siara Dr. Heither
Zugleich für die erkrankte 
Vorsitzende Richterin Prau 
Prof. Dr. Hilger
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g AZB 27/75 
2 Sa 622/75 Hamm

B e s c h l u ß

In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 
28. August 1975 beschlossen.

Die Grunde des Beschlusses vom 23. Juli 1975 werden 
gemäß § 319 ZPO, der auch auf Beschlüsse anzuwenden 
ist, dahin berichtigt, daß auf Seite 2 Zeile 5 von 
unten der Ausfertigungen (Zeile A von unten der Ur­
schrift)

hinter § 555 ZPO einzufugen ist:
und BAG AP Hr. 27 zu § 518 ZPO £  zu I der Gründe_/ 
m.w.U

gez Dr Hilger Siara Dr. Seither
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